
Urteil des Gerichts vom 13. September 2013 — Fri-El 
Acerra/Kommission 

(Rechtssache T-551/10) ( 1 ) 

(Staatliche Beihilfen — Subvention für den Rückkauf und die 
Umwandlung eines Heizkraftwerks in ein mit Biokraftstoff 
befeuertes Kraftwerk — Beschluss, mit der die Beihilfe für 
mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklärt wurde — Zeitliche 
Anwendung der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regio­

naler Zielsetzung — Vertrauensschutz — Anreizwirkung) 

(2013/C 313/38) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Fri-El Acerra Srl (Acerra, Italien) (Prozessbevollmächtig­
te: Rechtsanwälte M. Todino und P. Fattori) 

Beklagte: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: D. 
Grespan und P. Manzini) 

Gegenstand 

Klage auf Nichtigerklärung des Beschlusses 2011/110/EU der 
Europäischen Kommission vom 15. September 2010 über die 
Staatliche Beihilfe Nr. C 8/09 (ex N 357/08), die Italien zuguns­
ten des Unternehmens Fri-El Acerra s.r.l. gewähren will (ABl. 
2011, L 46, S. 28) 

Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Fri-El Acerra Srl trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011. 

Urteil des Gerichts vom 13. September 2013 — 
ClientEarth/Kommission 

(Rechtssache T-111/11) ( 1 ) 

(Zugang zu Dokumenten — Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
— Der Kommission vorgelegte Studien über die Umsetzung 
von Richtlinien im Umweltbereich — Teilweise Zugangsver­
weigerung — Ausnahme zum Schutz des Zwecks von Inspek­
tions-, Untersuchungs- und Audittätigkeiten — Konkrete und 
individuelle Prüfung — Vereinbarkeit mit dem Übereinkom­
men von Aarhus — Überwiegendes öffentliches Interesse — 
Folgen der Überschreitung der Frist für den Erlass einer aus­
drücklichen Entscheidung — Umfang der Verpflichtung zur 

aktiven Verbreitung der Informationen über die Umwelt) 

(2013/C 313/39) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: ClientEarth (London, Vereinigtes Königreich) (Prozess­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt P. Kirch) 

Beklagte: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: ur­
sprünglich P. Oliver und C. ten Dam, dann P. Oliver und C. 
Zadra als Bevollmächtigte) 

Gegenstand 

Ursprünglich Antrag auf Nichtigerklärung der stillschweigenden 
Entscheidung der Kommission, mit der diese der Klägerin den 

Zugang zu bestimmten Dokumenten über die Vereinbarkeit der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten mit dem Umweltrecht der 
Europäischen Union verweigert hat, sodann Antrag auf Nichtig­
erklärung der späteren ausdrücklichen Entscheidung vom 30. 
Mai 2011, mit der der Zugang zu einem Teil dieser Dokumente 
teilweise verweigert wurde 

Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. ClientEarth und die Europäische Kommission tragen jeweils ihre 
eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 130 vom 30.4.2011. 

Urteil des Gerichts vom 13. September 2013 — Client 
Earth und PAN Europe/EFSA 

(Rechtssache T-214/11) ( 1 ) 

(Zugang zu Dokumenten — Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
— Namen der Sachverständigen, die Stellungnahmen abge­
geben haben zu einem Entwurf von Leitlinien für die wissen­
schaftliche Literatur, die Anträgen auf Zulassung von Pflan­
zenschutzmitteln und darin enthaltenen Wirkstoffen beizufü­
gen ist — Verweigerung des Zugangs — Ausnahme zum 
Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen — 
Schutz personenbezogener Daten — Verordnung (EG) Nr. 

45/2001 — Begründungspflicht) 

(2013/C 313/40) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Kläger: Client Earth (London, Vereinigtes Königreich) und Pesti­
cide Action Network Europe (PAN Europe) (Brüssel, Belgien) 
(Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt P. Kirch) 

Beklagte: Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
(Prozessbevollmächtigter: D. Detken) 

Streithelferin zur Unterstützung der Beklagten: Europäische Kom­
mission (Prozessbevollmächtigte: zunächst P. Oliver, P. 
Ondrůšek und C. ten Dam, dann P. Oliver, P. Ondrůšek und 
B. Martenczuk) 

Gegenstand 

Anfängliche Klage auf Nichtigerklärung der Entscheidung der 
EFSA vom 10. Februar 2011 über die Ablehnung eines Antrags 
nach der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang 
der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, 
des Rates und der Kommission (ABl. L 145, S. 43) auf Zugang 
zu bestimmten Arbeitsdokumenten zu von der EFSA erstellten 
Leitlinien, die sich an diejenigen richten, die die Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels beantragen, sodann Klage auf Nichtig­
erklärung der Entscheidung der EFSA vom 12. Dezember 2011, 
mit der die frühere Entscheidung zurückgenommen und den 
Klägern Zugang zu allen beantragten Informationen mit Aus­
nahme der Namen der externen Sachverständigen, die zu dem 
Leitlinienentwurf Stellung genommen hatten, gewährt worden 
ist
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Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Client Earth und Pesticide Action Network Europe (PAN Europe), 
die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) und die 
Europäische Kommission tragen jeweils ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 18.6.2011. 

Urteil des Gerichts vom 16. September 2013 — De 
Nicola/EIB 

(Rechtssache T-264/11 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Öffentlicher Dienst — Personal der 
EIB — Beurteilung — Beförderung — Beurteilungs- und Be­
förderungsverfahren 2007 — Entscheidung des Beschwerde­
ausschusses — Mobbing — Angemessene Frist — 

Aufhebungsantrag — Schadensersatzantrag) 

(2013/C 313/41) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Carlo De Nicola (Strassen, Luxemburg) (Pro­
zessbevollmächtigter: Rechtsanwalt L. Isola) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Investitionsbank (EIB) 
(Prozessbevollmächtigte: zunächst T. Gilliams und F. Martin, 
sodann T. Gilliams und G. Nuvoli im Beistand von Rechtsanwalt 
A. Dal Ferro) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts für den öffentlichen 
Dienst der Europäischen Union (Erste Kammer) vom 8. März 
2011, De Nicola/EIB (F-59/09, noch nicht in der amtlichen 
Sammlung veröffentlicht), wegen Aufhebung dieses Urteils 

Tenor 

1. Das Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Europäi­
schen Union (Erste Kammer) vom 8. März 2011, De Nicola/EIB 
(F-59/10), wird, soweit es die Anträge von Herrn Carlo De 
Nicola auf Aufhebung der Entscheidung des Beschwerdeausschusses 
der Europäischen Investitionsbank (EIB) und auf Ersatz des Scha­
dens, der Herrn De Nicola durch Mobbing von Seiten der EIB 
entstanden sein soll, zurückweist, aufgehoben. 

2. Im Übrigen wird das Rechtsmittel zurückgewiesen. 

3. Die Sache wird an das Gericht für den öffentlichen Dienst zurück­
verwiesen. 

4. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 211 vom 16.7.2011. 

Urteil des Gerichts vom 12. September 2013 — 
Besselink/Rat 

(Rechtssache T-331/11) ( 1 ) 

(Zugang zu Dokumenten — Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
— Entwurf für einen Beschluss des Rates über die Ermächti­
gung der Kommission zu Verhandlungen über den Beitritt der 
Europäischen Union zur Konvention zum Schutz der Men­
schenrechte und Grundfreiheiten — Ausnahme zum Schutz 
des öffentlichen Interesses im Bereich internationaler Bezie­
hungen — Teilweiser Zugang — Begründungspflicht — An­
trag auf prozessleitende Maßnahmen bzw. Beweisaufnahme 

— Unzulässigkeit) 

(2013/C 313/42) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Kläger: Leonard Besselink (Utrecht, Niederlande) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte O. Brouwer, J. Blockx und E. Raedts) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union (Prozessbevollmächtigte: 
zunächst C. Fekete, P. Plaza García und J. Herrmann, dann P. 
Plaza García, J. Herrmann und B. Driessen) 

Streithelferin zur Unterstützung des Beklagten: Europäische Kom­
mission (Prozessbevollmächtigter: E. Paasivirta und P. Costa de 
Oliveira) 

Gegenstand 

Klage auf Nichtigerklärung des Beschlusses des Rates vom 1. 
April 2011, mit dem der volle Zugang zu dem Dokument 
Nr. 9689/10, das einen Entwurf für einen Beschluss des Rates 
über die Ermächtigung der Kommission zu Verhandlungen über 
den Beitritt der Europäischen Union zu der am 4. November 
1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten enthält, verweigert worden 
ist 

Tenor 

1. Der Beschluss des Rates vom 1. April 2011, mit dem der volle 
Zugang zu dem Dokument Nr. 9689/10 verweigert worden ist, 
wird für nichtig erklärt, soweit damit der Zugang zur Verhand­
lungsrichtlinie Nr. 5 und zu den nicht offengelegten Teilen des 
Dokuments verweigert wird, in denen auf die für die Verhand­
lungen über den Beitritt der Europäischen Union zu der am 4. 
November 1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten maßgebenden Grundsätze 
des EU-Vertrags hingewiesen wird oder lediglich die in den Ver­
handlungen aufzugreifenden Fragen dargestellt werden. 

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 238 vom 13.8.2011.
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